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Umsetzung der europäischen INSPIRE-Richtlinie in Landesrecht

Niedersächsisches Geodateninfrastrukturgesetz (NGDIG)

Von Stefan Willgalis, Hans-Peter Göbel
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Einleitung

Das Niedersächsische Geodateninfra-
strukturgesetz (NGDIG) ist am 29. De-
zember 2010 in Kraft getreten. Die Um-
setzung der europäischen INSPIRE-Richt-
linie im Bund und in allen Bundesländern 
ist damit abgeschlossen. Das NGDIG stellt 
eine wesentliche Grundlage für den Aus-
bau und den Betrieb der Geodateninfra-
struktur in Niedersachsen dar.

Im Folgenden werden zunächst die Ziele 
und Grundsätze der INSPIRE-Richtlinie 
zusammengefasst und die Organisation 
der Geodateninfrastruktur beschrieben. 
Nach einer inhaltlichen Übersicht des 
Niedersächsischen Geodateninfrastruk-
turgesetzes wird dessen Entstehungsweg 
kurz nachgezeichnet.

Aus dem INSPIRE-Zeitplan leiten sich die 
anstehenden Arbeiten für den Aufbau 
der Geodateninfrastruktur ab. Die Aus-
wirkungen der INSPIRE-Richtlinie und 
des Niedersächsischen Geodateninfra-
strukturgesetzes auf die Vermessungs- 
und Katasterverwaltung werden erläu-
tert. 

Im Anschluss ist der Text des Geodatenin-
frastrukturgesetzes mit der erweiterten 
Begründung abgedruckt.

Zielsetzung

Das Niedersächsische Geodateninfra-
strukturgesetz dient der Umsetzung der 
Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. März 
2007 zur Schaffung einer Geodaten-
infrastruktur in der Europäischen Ge-
meinschaft (INSPIRE)1. Die europäische 
Rahmenrichtlinie INSPIRE (Infrastructure 

Aufbau der Geodaten-
infrastruktur

Erste Schritte zum Aufbau der Geodaten-
infrastruktur auf Bundesebene erfolgten 
bereits im Jahr 1998. Unter Federführung 
des Bundesministeriums des Innern wur-
de mit Gründung des Interministeriellen 
Ausschusses für Geoinformationswesen 
(IMAGI) die organisatorische Grundlage 
geschaffen, die Geodaten der Bundesbe-
hörden über eine Geodateninfrastruktur 
bereitzustellen. 

In der Folgezeit galt es, die Aktivitäten 
auf die Verwaltungsebenen der Länder 
und der Kommunen auszuweiten. Auf 
der Grundlage einer Verwaltungsver-
einbarung zwischen dem Bund und den 
Ländern wurde im Jahre 2005 das Len-
kungsgremium GDI-DE eingerichtet, das 
sich aus Vertreterinnen und Vertretern 
des Bundes (Bundesministerien des In-
nern sowie Wirtschaft und Technologie), 
der Länder sowie der kommunalen Spit-
zenverbände zusammensetzt. Es gibt mit 
seinen Beschlüssen (z. B. Vereinbarung 
eines technischen Architekturkonzepts, 
Entscheidung über Modellprojekte) den 
strategischen Rahmen für den Aufbau 
der GDI-DE vor. Das Lenkungsgremium 
wird dabei von der ebenfalls im Jahre 
2005 eingerichteten, vom Bund und den 
Ländern gemeinsam getragenen Koor-
dinierungsstelle GDI-DE unterstützt, die 
ihren Sitz im Bundesamt für Kartogra-
phie und Geodäsie in Frankfurt a. M. 
hat. In 2008 wurde eine neue Verwal-
tungsvereinbarung3 abgeschlossen, die 
auch die Anforderungen von INSPIRE 
abdeckt. Die Verwaltungsvereinbarung 
GDI-DE schafft zusammen mit der ent-
sprechenden Gesetzgebung des Bundes 

for Spatial Information in Europe) bil-
det die rechtliche, organisatorische und 
technische Grundlage für eine gesamt-
europäische Geodateninfrastruktur. Die 
INSPIRE-Richtlinie verlangt die Interope-
rabilität von Geodaten und Geodaten-
diensten sowie weitgehend harmonisier-
te Regelungen zur Lizenzierung und zur 
Erhebung von Geldleistungen, um den 
Zugang und die Nutzung von Geodaten 
für Bürger, Verwaltung und Wirtschaft 
zu vereinfachen. Dies schließt das wirt-
schaftspolitische Ziel ein, durch Harmoni-
sierung und Standardisierung Interope-
rabilität zu gewährleisten und damit das 
Wertschöpfungspotenzial von Geodaten 
zu aktivieren.

Die am 15. Mai 2007 in Kraft getretene 
Richtlinie ist auf Initiative der Generaldi-
rektion Umwelt der Europäischen Kom-
mission und weiterer im Umweltbereich 
tätiger Behörden wie der Europäischen 
Umweltbehörde entstanden, um die po-
litischen und administrativen Gremien 
auf europäischer Ebene bei der Formu-
lierung, Umsetzung und Überwachung 
umweltpolitischer Maßnahmen zu un-
terstützen2. Wenngleich die INSPIRE-
Richtlinie auf umweltpolitische Aspekte 
fokussiert, so wird doch anhand der in 
den Anhängen I bis III der INSPIRE-Richt-
linie konkretisierten Themen eine weit-
reichende und querschnittorientierte 
Anwendung und damit eine Berührung 
sämtlicher Politikfelder deutlich. Die in 
der INSPIRE-Richtlinie geforderte Bereit-
stellung raumbezogener Informationen 
über das Internet ist ein wesentlicher 
Beitrag zur Etablierung des E-Govern-
ment.
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Abb. 1: Organisation der Geodateninfrastruktur Niedersachsen (GDI-NI)
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und der Länder die notwendigen ver-
bindlichen organisatorischen Vorausset-
zungen für die Umsetzung von INSPIRE 
in der Bundesrepublik Deutschland. Dies 
betrifft im Wesentlichen die Koordinie-
rung der Bereitstellung von Daten und 
Diensten und die Berichterstattung ge-
genüber der Europäischen Kommission. 

Der niedersächsische Landtag hat mit 
dem Beschluss4 zur Nutzung von Geo-
informationen in Niedersachsen vom  
11. Dezember 2002 die Landesregierung 
zum Aufbau einer Niedersächsischen 
Geodateninfrastruktur (GDI-NI) aufge-
fordert. Die Landesregierung hat dem 
Beschluss zugestimmt und das für die 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
zuständige Innenministerium mit der 

Ausführung des Beschlusses beauftragt5. 
Auf der Grundlage der Ergebnisse eines 
Prüfauftrages zu den Möglichkeiten, 
dem Nutzen und den Kosten der GDI-NI 
erteilte das Landeskabinett am 29. No-
vember 2005 den Auftrag zum Aufbau 
und Betrieb der GDI-NI mittels fachlich-
inhaltlicher, organisatorischer und tech-
nischer Maßnahmen. 

Mit der Steuerung und strategischen 
Koordinierung der GDI-NI ist, wie in Ab-
bildung 1 dargestellt, unter der Leitung 
des Innenministeriums der Lenkungsaus-
schuss GDI-NI beauftragt, dessen konsti-

tuierende Sitzung am 28. Januar 2005 
erfolgte. Da die Geodateninfrastruktur 
Niedersachsen zu den E-Government-
Querschnittsprojekten des Landes zählt, 
sind die Ressorts in dem interministe-
riellen Ausschuss überwiegend durch 
Mitglieder vertreten, die für das E-Gov-
ernment und die Informations- und 
Kommunikationstechnik zuständig sind. 
Darüber hinaus vertreten sie nachge-
ordnete Behörden, die Geodaten halten 
oder nutzen. Der kommunale Bereich ist 
durch den Niedersächsischen Landkreis-
tag eingebunden.
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des Privatrechts, die der Kontrolle oder 
der Aufsicht des Landes, der Kommunen 
und Kommunalverbände unterstehend 
eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen 
oder eine umweltbezogene öffentliche 
Dienstleistung erbringen.

Betroffen sind Geodaten, die sich auf das 
Hoheitsgebiet des Landes Niedersachsen 
beziehen, noch in Verwendung stehen 
sowie digital vorliegen. Sie müssen bei 
einer geodatenhaltenden Stelle zur Er-
füllung ihrer öffentlichen Aufgaben vor-
handen sein oder für sie bereitgestellt 
werden. Das NGDIG verlangt damit keine 
Digitalisierung analoger Datenbestände 
oder die Erhebung neuer Geodaten. Geo- 
daten, die aufgrund von datenschutz- 
oder urheberrechtlichen Regelungen 
nicht der Öffentlichkeit zur Verfügung 
stehen, sind ebenso wenig betroffen wie 
archivierte Daten.

Weiterhin sind nur Geodaten betrof-
fen, die im Zusammenhang mit Um-
weltthemen stehen. Im Anhang zum 
NGDIG sind insgesamt 34 Geodatenthe-
men aufgelistet. Dabei handelt es sich 
um die Geodatenthemen der Anhänge 
der INSPIRE-Richtlinie. Die ersten neun 
Geodatenthemen entsprechen dem 
Anhang I und umfassen Koordinaten-
referenzsysteme, Geografische Gitter-
systeme, Geografische Bezeichnungen, 
Verwaltungseinheiten, Adressen, Flur-
stücke, Verkehrs- und Gewässernetze 
sowie Schutzgebiete. Die Themen 10-13 
(Höhenmodelle, Luftbilder, Bodenbede-
ckung, Geologie) gehören zum Anhang 
II der INSPIRE-Richtlinie. Die übrigen 
Geodatenthemen, u.a. Gebäude, die Bo-
dennutzung, statistische Einheiten und 
weitere Fachthemen, stammen aus dem 
Anhang III der  INSPIRE-Richtlinie. 

Um Geodaten interoperabel verfügbar 
zu machen, definiert die INSPIRE-Richt-
linie konkrete Instrumente. Mit Geoda-
tendiensten sollen Geodaten im Internet 
gesucht und dargestellt werden können. 

und damit Geodaten interoperabel ver-
fügbar zu machen. 

Das Gesetz lehnt sich an die Systema-
tik des Niedersächsischen Umweltin-
formationsgesetzes7 (NUIG) an und 
beginnt mit einer Legaldefinition 
für geodatenhaltende Stellen (§ 2), 
die mit den im NUIG genannten in-
formationspflichtigen Stellen korre-
spondieren. Es definiert die betrof-
fenen Geodaten, Metadaten und Geo- 
datendienste und regelt deren Bereit-
stellung (§§ 3 bis 7). In § 8 ist der Begriff 
Geodateninfrastruktur erläutert und der 
Betrieb des Geodatenportals als Aufgabe 
des Landes beschrieben. Die öffentliche 
Zugänglichkeit zu Geodaten und -dien-
sten (§ 9) wird durch detaillierte Rege-
lungen zur Beschränkung des Zugangs 
(§ 10) ergänzt. In § 11 ist festgelegt, dass 
Suchdienste und unter bestimmten Vo-
raussetzungen auch Darstellungsdienste 
der Öffentlichkeit kostenlos zur Verfü-
gung stehen. Darüber hinaus können 
Nutzungsbedingungen festgesetzt und 
Lizenzvereinbarungen getroffen wer-
den, die auch Geldleistungen einschlie-
ßen.

Adressaten der INSPIRE-Richtlinie sind 
vorrangig öffentliche Stellen, die in 
der Richtlinie als Behörden zusammen-
gefasst werden, sofern diese über Ge-
odaten verfügen. Das Geodateninfra-
strukturgesetz gilt daher nicht nur für 
Landesbehörden, Kommunen und Kom-
munalverbänden, sondern ebenso für 
sonstige Organe und Einrichtungen des 
Landes, der Kommunen und Kommunal-
verbände sowie juristische Personen des 
öffentlichen Rechts des Landes, der Kom-
munen und Kommunalverbände. Die 
Betroffenheit erstreckt sich weiterhin 
auf natürliche und juristische Personen 

Für die operationelle, technische Koor-
dinierung ist die Koordinierungsstelle 
GDI-NI im Geschäftsbereich Landesver-
messung und Geobasisinformation beim 
Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) 
eingerichtet worden. Zu den Aufgaben 
der Koordinierungsstelle als zentraler 
Ansprechpartner für alle Fragen rund um 
die Geodateninfrastruktur gehören der 
Betrieb und die Pflege des Geodatenpor-
tals Niedersachsen, Serviceleistungen zur 
Aufbereitung der Metadaten und Geo-
fachdatenbestände der Ressorts in der 
Anfangsphase, die Schulung und Bera-
tung sowie die Herausgabe technischer 
Leitfäden.

Geodatenportal Niedersachsen

Auf europäischer Ebene erfolgt der 
Zugang zu den Geodaten und -dien-
sten über ein europäisches Geoportal, 
das unter der Webadresse http://www.
inspire-geoportal.eu zugänglich ist. In 
Deutschland existiert das Geoportal des 
Bundes (http://geoportal.bkg.bund.de) 
neben den Geoportalen der Länder. Das 
im Jahre 2006 freigeschaltete Geodaten-
portal Niedersachsen (http://www.geo-
daten.niedersachsen.de) wird von der 
Koordinierungsstelle GDI-NI stufenweise 
als umfassende Informationsplattform 
für Geodaten, Geodienste und Applika-
tionen ausgebaut6. Es bietet den zentra-
len Zugang zu den Geodatenbeständen 
der Landesverwaltung, in den weiteren 
Ausbaustufen folgt die Einbindung der 
Geodaten der kommunalen Selbstver-
waltung, der Wirtschaft und der Wissen-
schaft. Das Geodatenportal ermöglicht 
über Metadaten die Recherche nach Geo- 
daten und Geodatendiensten sowie die 
Visualisierung der Geodaten. 

Regelungsinhalt des NGDIG

Das Niedersächsische Geodateninfra-
strukturgesetz hat zum Ziel (§ 1), die 
Bedingungen für den Ausbau und den 
Betrieb der Geodateninfrastruktur in 
Niedersachsen als Bestandteil der nati-
onalen Geodateninfrastruktur zu regeln 
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Nach Erarbeitung des Gesetzentwurfs 
wurde dieser einer Normprüfung durch 
die Arbeitsgruppe Rechtsvereinfachung, 
die innerhalb der Staatskanzlei alle Ent-
würfe von Gesetzen und Verordnungen 
des Landes auf ihre Erforderlichkeit, 
die Norminhalte und die Normgestal-
tung sowie die Vollzugseignung über-
prüft, unterzogen. Im Rahmen dieser 
Normprüfung, die von Oktober 2009 bis 
März 2010 dauerte, wurde der Entwurf 
grundlegend überarbeitet. Nach erneu-
ter Beteiligung der Ressorts erfolgte 
die Freigabe zur Verbandsbeteiligung 
schließlich per Kabinettsbeschluss vom  
13. April 2010. 

Nachdem im August 2010 die Ergebnisse 
der Verbandsbeteiligung in den Gesetz-
entwurf eingearbeitet wurden, hat die 
Landesregierung die Kabinettsvorlage 
zur Einbringung des Gesetzentwurfs in 
den Landtag am 7. September 2010 be-
schlossen. Der Entwurf des Niedersäch-
sischen Geodateninfrastrukturgesetzes 
ist am 8. September 2010 mit der nach-
folgend abgedruckten Begründung8 mit 
direkter Ausschussüberweisung in den 
Landtag eingebracht worden.

Im federführenden Ausschuss für Inne-
res und Sport wurde der Gesetzentwurf 
öffentlich erörtert. In mündlichen Anhö-
rungen sind der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz und die kommunalen 
Spitzenverbände zum Gesetzentwurf 
erneut gehört worden. Den Gesetzent-
wurf mitberaten haben der Ausschuss 
für Rechts- und Verfassungsfragen und 
der Ausschuss für Haushalt und Finan-
zen. Unter Berücksichtigung der vom Ge-
setzgebungs- und Beratungsdienst des 
Landtages empfohlenen Änderungen 

Die Suche nach Geodaten und ein ein-
faches Darstellen dieser Informationen 
sind nach den Vorgaben der Richtlinie 
kostenfrei. Für die erweiterte Nutzung 
und die Weiterverwendung von Geo-
daten sind grundsätzlich die Erhebung 
von Geldleistungen sowie die Definiti-
on nutzungs- und lizenzrechtlicher Vor-
gaben zulässig. Darüber hinaus sollen 
Geodatendienste für ein Herunterladen 
sowie für mögliche Transformationen – 
insbesondere bei Anpassungen an ver-
schiedene geodätische Referenzsysteme 
– bereitgestellt werden. Ebenso sollen 
Dienste zur Verfügung stehen, die es 
erlauben, Dienste miteinander zu kom-
binieren. Sowohl die Geodaten als auch 
die Geodatendienste sind mit Metadaten 
standardisiert zu beschreiben. 

Für Geodaten, Geodatendienste, Me-
tadaten, Kosten-/Lizenzbestimmungen 
und Überwachungsregularien legt 
die Richtlinie Inhalt bzw. Funktion nur 
grundlegend fest. Die Konkretisierung 
der technischen, semantischen und in-
haltlichen Details erfolgt schrittweise 
über Durchführungsbestimmungen. Die 
Durchführungsbestimmungen werden 
von der Europäischen Kommission unter 
enger Beteiligung der Mitgliedstaaten 
sowie von Expertennetzwerken und der 
Öffentlichkeit erarbeitet. 

Dem Paradigma einer möglichst transpa-
renten und offenen Informationskultur 
folgend, werden die Versagensgründe 
für den Zugang zu Geodaten abschlie-
ßend aufgeführt. Zudem verlangt die 
INSPIRE-Richtlinie bei der Beschränkung 
des Zugangs eine Abwägung zwischen 
Versagensgrund und dem öffentlichen 
Interesse am Zugang zu den Informa-
tionen. Auch die Vorgabe, Geodaten-
dienste für die Suche immer und solche 
für die Darstellung mit wenigen Ausnah-
men kostenfrei anzubieten, trägt der 
Forderung nach Transparenz und Teilha-
be Rechnung. 

Gesetzgebungsverfahren

Das Geodateninfrastrukturgesetz be-
ruht auf der Verpflichtung der Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaft 
aus Art. 24 Abs. 1 der INSPIRE-Richtlinie 
zur Umsetzung in nationales Recht. Die 
auf Art. 10 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft begrün-
dete Verpflichtung zur innerstaatlichen 
Umsetzung von EU-Recht durch Erlass 
von Rechtsnormen trifft im Außenver-
hältnis die Bundesrepublik Deutschland 
als Mitgliedstaat. Innerstaatlich sind der 
Bund und die Länder unter Einschluss 
der Kommunen zur Umsetzung durch je-
weils eigene Gesetzgebung verpflichtet.

Die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes erstreckt sich aus der Natur der 
Sache dabei auf Regelungen, die die Be-
reitstellung von Geodaten und Geoda-
tendiensten durch Bundeseinrichtungen 
sowie sonstige Stellen, die im Auftrag 
des Bundes tätig sind, sicherstellen. Die 
Gesetzgebungskompetenz der Länder 
ergibt sich aus der verfassungsrechtlich 
festgelegten Aufgabenverteilung. Somit 
war das Land Niedersachsen verpflichtet, 
die erforderlichen Rechtsgrundlagen zur 
Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie zu 
schaffen.

Unter Federführung des Bundesumwelt-
ministeriums hatte eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe einen gemeinsamen Ge-
setzestext entworfen, der als Grundlage 
der Umsetzung für den Bund und die 16 
Länder dienen sollte. Auf dieser Basis hat 
eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe  „Geodaten-
infrastrukturgesetz“ der Länder im Mai 
2008 einen überarbeiteten Musterent-
wurf mit Anpassungen für die Länder 
vorgelegt. Der Musterentwurf bildete 
die Grundlage für einen Gesetzesent-
wurf, den der Lenkungsausschuss GDI-NI 
erstellte und nach Vorabbeteiligung der 
Ressorts sowie des Landesbeauftragten 
für Datenschutz am 1. September 2008 
beschlossen hat. 
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der Durchführungsbestimmungen sind 
in einem im Geodatenportal veröffent-
lichten Dokument10 der Koordinierungs-
stelle zusammengefasst.

Auswirkungen auf die VKV

Das Geodateninfrastrukturgesetz stärkt 
die Arbeit der Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung, indem es den Nutzer-
kreis und die Anwendungsmöglichkeiten 
der Geobasisdaten erweitert. Die Anga-
ben des amtlichen Vermessungswesens 
stellen den fachneutralen Kern der 
GDI-NI dar. Im NGDIG spiegelt sich die 
Basisfunktion des NVermG wieder, wo-
nach Geodaten auf der Grundlage der 
Angaben des amtlichen Vermessungswe-
sens zu erfassen sind. Die gesetzlichen 
Aufgaben des amtlichen Vermessungs-
wesens, ein Landesbezugssystem vorzu-
halten und die Liegenschaften sowie die 
Topographie für das Landesgebiet nach-
zuweisen, gelten unverändert.

Für die Bereitstellung der Geobasisdaten 
eröffnen sich mit den Geodatendiensten 
neue Wege. Durch die Erfüllung der auf 
internationalen Normen und Standards 
basierenden Spezifikationen gewährlei-
stet die von INSPIRE geforderte Inter-
operabilität der Daten und Dienste de-
ren Zugänglichkeit für einen größeren 
Nutzerkreis. Dies wird zur weiteren Akti-
vierung des Geodatenmarktes beitragen.

Die bevorstehende Migration der Anga-
ben des amtlichen Vermessungswesens 
in das AAA-Modell schafft die Voraus-
setzungen für die Erfüllung der INSPI-
RE-Anforderungen. Die objektstruktu-
rierten Daten des Liegenschaftskatasters 
(ALKIS), der Geotopographie (ATKIS) und 
des geodätischen Raumbezugs (AFIS) 
können über standardisierte Webdienste 
(WMS und WFS) bereitgestellt werden, 
die Dritten jederzeit den nutzerorien-
tierten, bedarfsgerechten Zugriff erlau-
ben. 

Die Umsetzung der Grundsätze der Geo-
dateninfrastruktur führt sowohl inner-
halb der Vermessungs- und Katasterver-
waltung als auch in der Zusammenarbeit 
mit anderen Verwaltungen und Dritten 

hat der Niedersächsische Landtag in sei-
ner 90. Sitzung am 7. Dezember 2010 
das Niedersächsische Geodateninfra-
strukturgesetz innerhalb eines Artikel-
gesetzes9 „Gesetz zur Einführung eines 
Niedersächsischen Geodateninfrastruk-
turgesetzes (NGDIG) und zur Änderung 
des Niedersächsischen Jagdgesetzes“ 
beschlossen.

Zeitplan zur Umsetzung in der 
GDI-NI

Die Rahmenvorgaben der INSPIRE-Richt-
linie werden durch Durchführungsbe-
stimmungen konkretisiert, die als Ver-
ordnungen unmittelbare Rechtskraft in 
den Mitgliedsstaaten haben und damit 
für alle Verwaltungsorgane vom Bund 
bis zu den Kommunen bindend sind. Der 
Zeitplan für den Aufbau der Europä-
ischen Geodateninfrastruktur wird durch 
das Inkrafttreten der Durchführungsbe-
stimmungen festgelegt. Die Durchfüh-
rungsbestimmungen zu den fünf The-
menbereichen Metadaten, Datenspezi-
fikationen, Netzdienste, Gemeinsame 
Nutzung von Daten und Diensten sowie 
Monitoring und Berichtswesen liegen 
vor. Bei den Fristen für die Bereitstellung 
von Daten und Diensten ist zum einen 
nach den Geodaten-Themen der Anhän-
ge I bis III zu differenzieren, zum ande-
ren zwischen vorhandenen Geodaten 
und neu erfassten Geodaten zu unter-
scheiden.

Der INSPIRE-Zeitplan mit den wesent-
lichen Angaben zur Bereitstellung von 
Metadaten, Geodaten und Geodiensten 
sieht vor, dass bis 2019 alle Daten und 
Dienste vollständig verfügbar sein sol-
len. Ein wesentlicher Teil der Arbeitspla-
nung der Koordinierungsstelle GDI-NI 
wird durch den Zeitplan vorgegeben. 
Detaillierte Informationen zu den fach-
lichen und technischen Festlegungen 

zu einer Optimierung der Geschäftspro-
zesse. Mit der durchgehend digitalen, 
weitgehend automatisierten Bereitstel-
lung von Geodaten über Internetdienste 
fügen sich die Maßnahmen in die  
E-Government-Strategie des Landes  
Niedersachsen ein. 

Die grenzüberschreitende Anwendung 
von Geoinformationen wie beispielweise 
die Zusammenarbeit der norddeutschen 
Länder in der Metropolregion Hamburg 
oder die Kooperation der Landesvermes-
sungen der Niederlande, Niedersachsens 
und Nordrhein-Westfalens machen die 
weitere Vereinheitlichung der Datenmo-
delle und Präsentationsformen bis hin 
zur semantischen Harmonisierung der 
Geodaten erforderlich. Darüber hinaus 
wird die Qualitätssicherung der Geoba-
sisdaten bezüglich Flächendeckung, Ak-
tualität und geometrischer Genauigkeit 
eine fortdauernde Aufgabe des amt-
lichen Vermessungswesens bleiben.

Weitere Anforderungen von neuen 
Nutzergruppen, die sich erst durch  
INSPIRE bzw. durch die Geodateninfra-
struktur ergeben werden, sind zu erwar-
ten. Dabei wird der Bedarf der europä-
ischen Gremien und Behörden an raum-
bezogenen Informationen die weitere 
Entwicklung prägen.

Zusammenfassung und Ausblick

Mit der Veröffentlichung des Nieder-
sächsischen Geodateninfrastrukturge-
setzes zum Jahresende 2010 wurde die 
europäische Richtlinie INSPIRE für das 
Land Niedersachsen umgesetzt. Die Rah-
menrichtlinie INSPIRE bildet die recht-
liche, organisatorische und technische 
Grundlage für den Aufbau einer euro-
päischen Geodateninfrastruktur, die eu-
ropaweit verteilt vorliegende Geodaten 
über Netzdienste zugänglich macht und 
deren interoperable Nutzung grenz-
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Literaturhinweise

überschreitend ermöglicht. Entwickelt 
wurde die INSPIRE-Richtlinie, um die eu-
ropäischen Gremien und Verwaltungen 
bei der Formulierung, Umsetzung und 
Überwachung umweltpolitischer Maß-
nahmen zu unterstützen. Aufgrund der 
wichtigen Querschnittsfunktion raumbe-
zogener Informationen dient die Geo-
dateninfrastruktur auch weiteren Poli-
tikbereichen und Fachverwaltungen. Sie 
soll Transparenz gegenüber der Öffent-
lichkeit schaffen und die Partizipation 
der Bürgerinnen und Bürger ermögli-
chen. Die Einbeziehung der Wirtschaft 
und der Wissenschaft soll der Aktivie-
rung des Wertschöpfungspotenzials der 
Geodaten der Verwaltungen dienen. 

Der Aufbau der europäischen Geo-
dateninfrastruktur wird durch entspre-
chende nationale Infrastrukturen und 
Geodateninfrastrukturen auf Ebene der 
Länder und Kommunen unterstützt. 
Im Jahre 2005 wurde das für die Ver-
messungs- und Katasterverwaltung 
zuständige Innenministerium von der 
Landesregierung mit dem Aufbau und 
Betrieb der Geodateninfrastruktur Nie-
dersachsen beauftragt. Dazu wurde ein 
interministerieller Lenkungsausschuss 
Geodateninfrastruktur Niedersachsen 
sowie die Koordinierungsstelle GDI-NI 

im Geschäftsbereich Landesvermessung 
und Geobasisinformation beim Landes-
amt für Geoinformation und Landent-
wicklung Niedersachsen eingerichtet. 
Die Koordinierungsstelle baut das Geo-
datenportal Niedersachsen zu einer um-
fassenden Informationsplattform für Geo- 
daten, Geodienste und Applikationen 
aus und bietet den zentralen Zugang zu 
den Geodatenbeständen der Landesver-
waltung an. Geodaten und Portale der 
Kommunen können darin ebenso einge-
bunden werden wie die Geodaten und 
-dienste Dritter, z. B. der Wirtschaft oder 
Wissenschaft.

Das Geodateninfrastrukturgesetz de-
finiert diejenigen geodatenhaltenden 
Stellen und die Geodaten, die von der 
INSPIRE-Richtline betroffen sind. Es re-
gelt die Bereitstellung von Geodaten 
und Geodatendiensten sowie der zu-
gehörigen Metadaten. Auch wenn die 
Geodaten und -dienste zugunsten der 
Transparenz und der Partizipationsmög-
lichkeiten für Bürger grundätzlich öf-
fentlich zugänglich sind, erfordern der 

Datenschutz und die kommerzielle Ver-
wertung Beschränkungen des Zugangs. 
Nutzungsbedingungen, Lizenzen und 
Geldleistungen werden geregelt, um die 
breite Verfügbarkeit und die Nutzung 
der Geodaten unter transparenten Be-
dingungen zu ermöglichen.

Die Basisfunktion der Angaben des amt-
lichen Vermessungswesens wird durch 
das Geodateninfrastrukturgesetz her-
vorgehoben. Deren interoperable Be-
reitstellung über Netzdienste erweitert 
den Anwendungs- und Nutzerkreis für 
die fachneutralen Geobasisdaten. Mit 
der Migration in das AAA-Modell wer-
den die Daten des Liegenschaftskata-
sters, der Geotopographie und des ge-
odätischen Raumbezugs die von INSPIRE 
geforderten Normen und Standards er-
füllen.

Die Vermessungs- und Katasterverwal-
tung hat mit der Koordinierungsstel-
le GDI-NI eine entscheidende Rolle bei 
dem Aufbau der Geodateninfrastruktur 
und der Umsetzung von INSPIRE inne. 
Bis 2019 sollen alle von INSPIRE erfassten 
Geodaten durch Metadaten beschrie-
ben, interoperabel und über Dienste 
gesucht, heruntergeladen, transformiert 
und genutzt werden können.
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